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Blücher 
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Anlage A 


Entwurf eines Gesetzes 

Über den Finanzausgleich unter den Ländern in den Rechnungsjahren 

1953 und 1954 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ausgleichsjahr 

Der Finanzausgleich wird im Rechnungs- 
jahr 1953 und im Rechnungsjahr 1954 je 
gesondert durchgeführt. Soweit sich sein Voll- 
zug nach finanzwirtschaftlichen Tatbe- 
ständen richtet, die jeweils für ein Rech- 
nungsjahr festzustellen sind, gelten die Tat- 
bestände des Rechnungsjahres, für das der 
Finanzausgleich durchgeführt wird (Aus- 
gleichsjahr). 

§2 

Ausgleichsmasse 

(1) Die Länder, deren Finanzkraftmeß- 
zahl (§ 3) die auf der Grundlage der bun- 
desdurchschnittlichen Finanzkraft errechnete 
Ausgleichsmeßzahl (§ 14) übersteigt (aus- 
gleichspflichtige Länder), bringen durch Bei- 
träge eine Ausgleichsmasse auf. Die Beiträge 
der ausgleichspflichtigen Länder werden 
ihren Einnahmen aus der Einkommensteuer, 
der Körperschaftsteuer, der Erbschaftsteuer, 
der Biersteuer und den Verkehrsteuern mit 
Ausnahme der Totallsatorstcuer und der 
Feuerschutzsteuer entnommen. 

(2) Aus der Ausgleichsmasse erhalten die 
Länder, deren Finanzkraftmeßzahl die auf 
der Grundlage der bundesdurchschnittlichen 
Finanzkraft errechnete Ausgleichsmeßzahl 
nicht erreicht (ausgleichsberechtigte Länder), 
Zuschüsse. 


(3) Die Fiöhe der Ausgleichsmasse ergibt 
sich aus dem Mittel der Aufbringungsanteile 
der ausgleichspflichtigen Länder (§ 16) und 
der Zuweisungsanteile der ausgleichsberech- 
tigten Länder (§ 17). Die Fiöhe des Beitrages 
oder Zuschusses eines Landes wird durch das 
Verhältnis bestimmt, in dem sein Aufbrin- 
gungsanteil oder Zuweisungsanteil zur Sum- 
me der Aufbringungsanteile oder Zuwei- 
sunganteile steht. 

S 3 

Finanzkraftmeßzahl 

Die Finanzkraftmeßzahl eines Landes ist 
die Summe seiner Steuereinnahmen (§ 4) und 
der Realsteuereinnahmen seiner Gemeinden 
(§ 5), vermindert um die Summe seiner Rech- 
nungsanteile an den Ausgleichslasten (§ 6). 

S 4 

Steuereinnahmen der Länder 

(1) Als Steuereinnahmen eines Landes 
(§ 3) gelten seine kassenmäßigen Einnahmen 
aus den in § 2 Abs. 1 Satz 2 bezelchneten 
Steuern in dem Ausgleichsjahr. 

(2) Den kassenmäßigen Einnahmen eines 
Landes sind die Beträge zuzusetzen, die das 
Land in dem Ausgleichsjahr nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über die Steuerberech- 
tigung und die Zerlegung bei der Einkom- 
mensteuer und der Körperschaftsteuer (Zer- 
legungsgesetz) vom 29. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 225) von einem anderen Land 
erhalten hat. Von den kassenmäßigen Ein- 
nahmen eines Landes sind abzusetzen: 
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1. dic Beträge, die das Land in dem Aus- 
gleichsjahr nach den Vorschriften des Zer- 
legungsgesetzes an ein anderes Land abge- 
führt hat, 

2. die Beträge, die der Bund von der Ein- 
kommensteuer und von der Körperschaft- 
steuer in dem Ausgleichsjahr in Anspruch 
nimmt. 


§ 3 

Realsteuereinnahmen der Gemeinden 

(1) Als Realsteuereinnahmen der Gemein- 
den eines Landes (§ 3) gelten die Grundbe- 
träge der Grundsteuern und der Gewerbe- 
steuer (ohne Lohnsummensteuer) mit fol- 
genden Ansätzen: 

1 . Grundbeträge der 
Grundsteuer von den 
land- und forstwirt- 
schaftlichen Betrieben 

mit 150 vom Hundert, 

2. Grundbeträge der 
Grundsteuer von 
Grundstücken in Ge- 
meinden bis 2000 Ein- 
wohner mit .... 150 vom Hundert, 

ln Gemeinden über 
2000 bis 5000 Ein- 
wohner mit .... 1 60 vom Hundert, 

in Gemeinden über 
5000 bis 20 000 Ein- 
wohner mit . . . .180 vom Hundert, 

in Gemeinden über 
20 000 bis 100 000 
Einwohner mit . . 220 vom Hundert, 

in Gemeinden über 
100 000 Einwohner 

mit 240 vom Hundert, 

3. Grundbeträge der 
Gewerbesteuer vom 
Ertrag und Kapital 

mit 265 vom Hundert. 


(2) Als Grundbetrag (Absatz 1) gilt das 
Aufkommen in dem Rechnungsjahr, das dem 
Ausgleichsjahr vorausgeht, geteilt durch die 
in diesem Rechnungsjahr in Geltung gewe- 
senen Hebesätze. Maßgebend sind die vom 
Statistischen Bundesamt festgestellten Er- 
gebnisse der Gemeindefinanzstatistik. 

(3) Bei der Errechnung der Realsteuerein- 
nahmen der Gemeinden im Land Baden- 
Württemberg, im Regierungsbezirk Darm- 


stadt des Landes Hessen und Im Regierungs- 
bezirk Mainz des Landes Rheinland-Pfalz 
werden die Grundbeträge der Grundsteuer 
der Grundstücke zum Ausgleich einer unter- 
schiedlichen Einheitsbewertung mit 87,5 vom 
Hundert angesetzt. 

§ 6 

Ausgleichslasten 
Ausgleichslasten (§ 3) sind: 

1 . die Länderanteile an den Kriegsfolge- 
lasten (§ 7), 

2. die Kriegszerstörungslasten (§ 8), 

3. die mittelbaren Flüchtlingslasten (§ 9), 

4. die Lasten der Dauerarbeitslosigkeit (§ 10), 

5. die Zinslasten der Ausgleiclisforderungen 

(§ 11h 

6. die Hochschullasten (§ 12), 

7. die Hafenlasten der Hansestädte (§ 13). 


S 7 

Länderanteile an den Kriegsfolgelasten 

Als Rechnungsanteil eines Landes an den 
Kriegsfolgelasten (§ 6 Nr. 1) gelten 

1. der von ihm nach § 1 des Ersten Gesetzes 
zur Überleitung von Lasten und Dek- 
kungsmitteln auf den Bund (Erstes Über- 
leitungsgesetz) in der Fassung vom 21. Au- 
gust 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 779) ge- 
tragene Anteil an den dort bezeichneten 
Gesamtaufwendungen im Ausgleichsjahr, 

2. die von ihm im Ausgleichsjahr aus Lan- 
desmitteln geleisteten Ausgaben zur Er- 
füllung von Verpflichtungen, die nach § 18 
Abs. 6 Nr. 2 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes dem Land zur Last fallen. 


§ 8 

Kriegszerstörungslasten 

(1) Die Kriegszerstörungslasten (§ 6 Nr. 2) 
werden mit einem Rechnungsbetrag von 
300 000 000 DM angesetzt. Der Rechnungs- 
anteil des einzelnen Landes wird auf der 
Grundlage des Einnahmeausfalls an Grund- 
steuer errechnet, den seine Gemeinden in 
dem Rechnungsjahr, das dem Ausgleichsjahr 
vorausgeht, gegenüber dem Aufkommen an 
Grundsteuer im Rechnungsjahr 1942 er- 
litten haben (Kriegszerstörungsgrad). Hierbei 
ist der Ausfall an Grundsteuer der Grund- 
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Stücke In den Gemeinden über 10 000 Ein- 
wohner zugrunde zu legen, der sich bei einem 
Hebesatz von 100 vom Hundert ergibt. In 
den Ländern Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz wird der nach einem Hebe- 
satz von 100 vom Hundert berechnete Aus- 
fall an Grundsteuer der Grundstücke und 
außerdem mit drei Vierteln der nach einem 
Hebesatz von 100 vom Hundert berechnete 
Ausfall an Grundsteuer der land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebe in den Gemeinden 
unter 10 000 Einwohner des Erdkampfge- 
bietes hinzugerechnet. Die Bestimmung des 
^ 5 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen setzt 
die Rechnungsanteile der Lander für das 
Ausgleichsjahr auf Grund der vom Statisti- 
schen Bundesamt festp^estellten Ergebnisse der 
Gemeindefinanzstatistik durch eine mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsverordnung fest. 

§ 9 

Mittelbare Flüchtlingslasten 

(1) Die mittelbaren Flüchtlingslasten (§ 6 
Nr. 3) werden mit einem Rechnungsbetrag 
von 300 000 000 DM angesetzt. Der Rech- 
nungsanteil des einzelnen Landes wird auf 
der Grundlage der Zahl der In seinem Ge- 
biet am Stichtag wohnhaften Heimatvertrie- 
benen und aus Berlin und der sowjetischen 
Besatzungszone Zugewanderten errechnet. 
Stichtag ist der 30. September des Ausgleichs- 
jahres. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen setzt 
die Rechnungsanteile der Länder für das 
Ausgleichsjahr auf Grund der vom Statistl- 
sdien Bundesamt festgestellten Zahlen der 
Heimatvertriebenen und Zugewanderten 
durch eine mit Zustimmung des Bundesrates 
zu erlassende Rechtsverordnung fest. 

§ 10 

Lasten der Dauerarbeitslosigkeit 

(1) Die durch die hohe Dauerarbeitslosig- 
keit verursachten Lasten (§ 6 Nr. 4) werden 
mit einem Rechnungsbetrag von 40 000 000 
DM angesetzt. Rechnungsanteile entfallen auf 
die Länder, in denen das Verhältnis der Zahl 
der Arbeitslosen zur Zahl der Arbeitnehmer 
(Arbeitslosenziffer) Im Mittel der Stichtage 
30. September, 31. Dezember, 31. März, 
30. Juni und 30. September die Arbeitslosen- 
ziffcr des Bundesgebietes überstiegen hat; 


maßgebend ist der Zeitraum, der in dem 
Ausgleichsjahr endet. Der Rechnungsanteil 
des einzelnen Landes wird auf der Grund- 
lage seiner im Verhältnis zum Bundesgebiet 
überdurchschnittlichen Belastung mit Ar- 
beitslosen errechnet. Die den Bundesdurch- 
schnitt übersteigende Zahl der Arbeitslosen 
wird in jedem Lande mit den folgenden An- 
sätzen je Arbeitslosen gewertet: 
für die Arbeitslosenziffer 


über dem Bundesdurch- 
schnitt bis 12 vom 
Hundert mit .... 
über 12 vom Hundert 
bis 15 vom Hundert 

mit 

über 15 vom Hundert 
bis 17 vom Hundert 

mit 

über 17 vom Hundert 
bis 19 vom Hundert 

mit 

über 19 vom Hundert 
mit 


100 vom Hundert, 

150 vom Hundert, 

200 vom Hundert, 

300 vom Hundert, 
400 vom Hundert. 


(2) Der Bundesminister der Finanzen setzt 
die Rechnungsanteile der Länder für das Aus- 
gleichsjahr auf Grund der vom Statistischen 
Bundesamt festgestellten Arbeitslosenziffern 
durch eine mit Zustimmung des Bundesrates 
zu erlassende Rechtsverordnung fest. 


S 11 

Zinslasten der Ausglelchsforderungen 
Als Rechnungsanteil eines Landes an den 
Zinslasten der Ausgleichsforderungen (§ 6 
Nr. 5) gilt der Jahresbetrag seiner Zinsver- 
bindlichkeiten gegenüber den Geldinstituten, 
den Versicherungsunternehmen und den Bau- 
sparkassen auf Grund des Dritten Gesetzes 
zur Neuordnung des Geldwesens (Umstel- 
lungsgesetz) und der hierzu ergangenen 
Durchführungsverordnungen; maßgebend Ist 
der Jahresbetrag nach dem Stand vom 
31. Dezember des Ausgleichsjahres. Die 
Zinslasten der Ausgleichsforderungen von 
verlagerten Geldinstituten und Geldin- 
stituten mit Niederlassungen in mehreren 
Ländern, für die das Sitzland in Vorlage tritt, 
sind den Zinsverbindlichkelten des Sitz- 
landes zuzurechnen. Soweit Zinslasten unter 
den Ländern gesondert ausgeglichen worden 
sind, erhöht oder vermindert sich der Rech- 
nungsanteil Im Ausgleichsjahr um die Lei- 
stungen an andere Länder und die Lelstun- 


4 



gen von anderen Ländern. Der Rechnungs- 
anteil darf die Höhe der von dem Land in 
dem Ausgleichsjahr aus eigenen Mitteln ge- 
leisteten Zinsausgaben abzüglich der Lei- 
stungen von anderen Ländern Im Rahmen 
des Sonderausgleichs (Satz 3) nicht über- 
schreiten. 

§12 

Hochschullasten 

(1) Die durch die Unterhaltung der wissen- 
schaftlichen Hochschulen verursachten Lasten 
(§ 6 Nr. 6) werden insgesamt mit einem 
Rechnungsbetrag von 80000000 DM angesetzc. 
Der Rcchnungsanteil des einzelnen Landes 
wird auf der Grundlage der Zahl der Studie- 
renden in dem Winterhalbjahr, das dem 
Ausgleichsjahr vorausgeht, errechnet. Hierbei 
wird die Zahl der Studierenden an den Uni- 
versitäten (einschließlich Medizinische Aka- 
demie Düsseldorf), Tierärztlichen und Land- 
wirtschaftlichen Hochschulen mit 75 vom 
Hundert, an den Technischen Hochschulen 
(einschließlich Bergakademie Clausthal) mit 
100 vom Hundert angesetzt. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen setzt 
die sich aus Absatz 1 ergebenden Rechnungs- 
anteile der Länder für das Ausgleichsjahr auf 
Grund der vom Statistischen Bundesamt fest- 
gestellten Zahlen der Studierenden durch 
eine mit Zustimmung des Bundesrates zu er- 
lassende Rechtsverordnung fest. 

§ 13 

Hafenlasten 

Die Lasten der Hansestädte aus der Unter- 
haltung Ihrer Seehäfen (§ 6 Nr. 7) werden 
mit den folgenden Rechnungsanteilen ange- 
setzt: 

Bremen 14 300 000 DM 

Hamburg 36 000 000 DM 

§ 14 

Ausgleichsmeßzahl 

Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist die 
mit seiner veredelten Einwohnerzahl (§ 15) 
vervielfachte bun des durchschnittliche Finanz- 
kraftmeßzahl je Einwohner. 


§ 15 

Einwohnerzahl 

Zur Errechnung der Ausgleichsmeßzahl 
wird von den Einwohnerzahlen (Wohnbe- 
völkerung) ausgegangen, die das Statistische 
Bundesamt am 31. Dezember des Ausgleichs- 
jahres festgestcllt hat. Die Einwohnerzahlen 
der Gemeinden eines Landes werden mit den 
folgenden Ansätzen je Einwohner gewertet: 

die ersten 5 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 100 vom Hundert, 
die weiteren 15 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 115 vom Hundert, 
die weiteren 80 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 125 vom Hundert, 
die weiteren 400 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 135 vom Hundert, 
die weiteren 500 000 Einwohner 

einer Gemeinde mit 150 vom Hundert, 
die weiteren Einwohner 

einer Gemeinde mit 160 vom Hundert. 

Die hiernach errechncten überhöhten Ein- 
wohnerzahlen werden nach einem für alle 
Länder einheitlichen Vomhundertsatz soweit 
ermäßigt, daß sich die Summe der wirk- 
lichen Einwohnerzahlen des Bundesgebietes 
ergibt (veredelte Einwohnerzahlen). 

§ 16 

Aufbringungsanteile 

Die Aufbringungsanteile der ausgleidis- 
pflichtigen Länder werden auf Grund des 
Betrages errechnet, um den die Finanzkraft- 
meßzahl (§ 3) 105 vom Hundert ihrer Aus- 
gleichsmeßzahl (§ 14) übersteigt; sie betra- 
gen 35 vom Hundert dieses Unterschiedes. 

§ 17 

Zuweisungsanteile 

Die Zuweisungsanteile der ausgleichsbe- 
rechtigten Länder werden auf Grund des Be- 
trages errechnet, um den ihre Finanzkraft- 
meßzahl (§ 3) hinter 90 vom Hundert Ihrer 
Ausgleichsmeßzahl (§ 14) zurückbleibt. Hier- 
bei werden von dem Betrag, der an 70 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, drei 
Viertel, von dem Betrag, der von 70 bis 85 
vom Fiundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, 
die Hälfte und von dem Betrag, der von 85 
bis 90 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl 
fehlt, ein Viertel angesetzt. 



§ 18 

Sonderzuweisungsanteil des Landes 
Schleswig-Holstein 

Das Land Schleswig-Holstein erhält für die 
Rechnungsjahre 1953 und 1954 zum Aus- 
gleich seiner besonders geringen Steuer- 
kraft einen Sonderzuweisungsanteil von je 
10 000 000 DM. 


§ 19 

Sonderzuweisungsanteil des Landes 
Baden-Württemberg 

Das Land Baden-Württemberg erhält für 
die Rechnungsjahre 1953 und 1954 zur Mil- 
derung der Notlage der Stadt Kehl einen 
Sonderzuweisungsanteil von je 2 000 000 DM. 


§ 20 

Vorbehalt für die Hansestädte 

(1) Die Aufbringungsanteile der Hanse- 
städte (§ 16) werden herabgesetzt, wenn der 
auf den Einwohner einer Hansestadt entfal- 
lende Betrag der Landessteuereinnahmen (§ 4 
Abs, 1) und der Realsteucreinnahmen (§ 5) 
im Ausgleichsjahr nach Absetzung des nach 
§ 16 errechneten Aufbringungsanteils und 
des für die Hafenlasten angesetzten Redi- 
nungsanteils (§ 13) kleiner ist als der nach 
Absatz 2 zu errechnende Vergleichsbetrag. 

(2) Der Vergleichsbetrag wird je Einwoh- 
ner errechnet aus der Summe 

1. der Landessteuereinnahmen (§ 4 Abs. 1) 
abzüglich der Aufbringungsanteile (§ 16) 
in Nordrhein-Westfalen und Baden-Würt- 
temberg im Ausgleichsjahr, 

2. der Realsteuereinnahmen (§ 5) in Köln 
und Stuttgart im Ausgleichsjahr. 

(3) Unter den in den Absätzen 1 und 2 
bestimmten Voraussetzungen wird der Auf- 
bringungsanteil einer Hansestadt um den mit 
der Bevölkerungszahl vervielfachten Unter- 
schiedsbetrag herabgesetzt. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen stellt 
den Betrag, um den die Aufbringungsanteile 
der Hansestädte und die Ausgleidismassc 
(§ 2) herabzusetzen sind, durch eine mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsverordnung fest. 


§ 21 


Vorauszahlungen 

(1) Die ausgleichspflichtigen Länder sind 
verpflichtet, Vorauszahlungen zu leisten. Die 
Vorauszahlungen betragen: 

Baden-Württemberg 58 300 000 DM 
Hessen 3 700 000 DM 

Nordrhein-Westfalen 108 300 000 DM 


Sie sind in Höhe eines Zwölftels jeweils am 
15. eines Monats zu entrichten. 


(2) Die Vorauszahlungen an die ausgleichs- 
berechtigten Länder betragen: 


Bayern 

Lindau 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 


2 800 000 DM 
200 000 DM 
53 900 000 DM 
16 200 000 DM 
97 200 000 DM 


(3) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, die Vorauszahlungen (Absätze 1 
und 2) durch eine mit Zustimmung des Bun- 
desrates zu erlassende Rechtsverordnung den 
Steuereinnahmen der Länder (§ 4), den Real- 
steuereinnahmen (§ 5) und den Ausgleichs- 
lasten (§ 6) anzupassen, die für das Aus- 
gleichsjahr voraussichtlich maßgebend sein 
werden. 


§ 22 

Festsetzung der Beiträge und Zuschüsse 

(1) Der Bundesminister der Finanzen setzt 
für jedes Ausgleichsjahr durch eine mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsverordnung die endgültige Höhe der 
Beiträge und Zuschüsse fest. 

(2) Die nach § 21 geleisteten und emp- 

fangenen Vorauszahlungen werden mit den 
Beiträgen und Zuschüssen (Absatz 1) ver- 
rechnet. ' 

(3) Die Beiträge werden, soweit sie nicht 
vorausgezahlt sind, mit dem Inkrafttreten 
der Rechtsverordnung (Absatz 1) fällig. 


§ 23 

Zahlungsverkehr 

(1) Die ausgleichspflichtigen Länder (§ 2 
Abs. 1) leisten die Vorauszahlungen und Bei- 
träge an die Bundeshauptkasse. Der Bundes- 
minister der Finanzen verteilt die eingegan- 
genen Beträge unverzüglich auf die aus- 
gleichsberechtigten Länder. 
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(2) Die ausgleichspflichtigen Länder, die 
mit den nach diesem Gesetz und seinen 
Durchführungsbestimmungen geschuldeten 
Leistungen in Verzug sind, haben die rück- 
ständigen Beträge vom Tage der Fälligkeit 
ab zu verzinsen; der Zinssatz entspricht dem 
von der Bank deutscher Länder für Ihre Ge- 
schäfte mit der Bundesregierung festgesetz- 
ten Zinssatz. Um die geleisteten Zinszahlun- 
gen erhöhen sich die Leistungen an die aus- 
gleichsberechtigten Länder. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen er- 
läßt die zur Regelung des Zahlungsverkehrs 
erforderlichen allgemeinen Verwaltungsan- 
ordnungen. 

S 24 
Lindau 

Der bayerische Kreis Lindau gilt als Land 
im Sinne dieses Gesetzes. 


S 25 
Berlin 

Das Land Berlin nimmt in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 am Finanzaus- 
gleich unter den Ländern nicht teil. 

§ 26 

Auskunftspflicht 

Die Länder sind verpflichtet, dem Bundes- 
minister der Finanzen die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und ihre sachliche Richtigkeit von 
der obersten Rechnungsprüfungsbehörde des 
Landes bestätigen zu lassen. 

§ 27 

Inkrafttreten - 

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1953 in Kraft. 



Begründung 


L Allgemeines 

Der Gesetzentwurf gründet sich auf Art. 106 
Abs. 4 GG; er dient dem Ziel, die finanziel- 
len Beziehungen imter den Ländern in den 
Redinungsjahren 1953 und 1954 nadi objek- 
tiven Maßstäben so zu ordnen, daß die lei- 
stungsfähigeren Länder verpfliAtet werden, 
mit ihrer übers Aüssigen Finanzkraft zur 
Deckung des unabweisbaren Finanzbedarfs 
der leistungssAwäAeren Länder beizutragen. 
Die hier vorgesehene FinanzausgleiAsrcge- 
lung entspriAt inhaltliA und methodisA 
itn wesentliAen der Regelung der Vorjahre; 
deshalb kann ^uf eine Wiederholung der im 
Bundesanzeiger 1952 Nr. 203 und im Bundes- 
steuerblatt 1952 I S. 835 ff. veröffentliAten 
ausführliAen Begründung"^) des Gesetzes über 
den FinanzausgleiA unter den Ländern in 
den ReAnungsjahren 1951 und 1952 vom 
8. Oktober 1952 (BGBl. I S. 665) ver- 
ziAtet und auf diese Begründung hier Be- 
zug genommen werden. Besonderheiten des 
vorliegenden Gesetzentwurfs sind unter 11 
dargestellt. 

Der Gesetzentwurf besAränkt die zeitliAe 
Geltung wiederum auf zwei Jahre, und zwar 
auf die ReAiiungsjahre 1953 und 1954, weil 
naA dem Gesetz über die Änderung des 
Art. 107 GG vom .......... 1953 

(BGBl. IS ) zum 1. April 1955 die »end- 

gültige“ Verteilung der Steuern zwisAen 
Bund und Ländern gemäß Art. 107 GG zu 
erwarten ist und hiernaA die Notwendig- 
keit eines FinanzausgleiAs unter den Ländern 
und seine Methode neu geprüft werden 
müssen. 

n. Die VorsAriften des Gesetzentwurfs 
im einzelnen 

Zu S 2; 

Für die Aufbringung der AusgleiAsmasse 
bleiben die Einnahmen aus der Vermögen- 
steuer erstmals außer BetraAt, weil sie naA 
S 6 Abs. 1 des LastenausgleiAsgesetzes vom 
14. August 1952 (BGBl. I S. 446) an den 
AusgleiAsfonds abgeführt werden. AuA der 
ZusAlag zur Kraftfahrzeugsteuer naA dem 
Niedersä AsisAen Gesetz vom 21. Dezem- 
ber 1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 

*) Vgl. BT-Drudtsadie Nr. 3169 


das Land NiedersaAsen S. 186) bleibt unbe- 
rüAsiAtigt, weU ihm eine- praktis Ae Bedeu- 
tung niAt mehr zükommt. 

Zu § 5: 

Der in Absatz 3 vorgesehene AusgleiA einer 
untersAiedliAen Einheitsbewertung ent- 
spriAt materiell der bisher im Verordnungs- 
wege getroffenen Regelung. 

Zu § 7: 

Die VorsArift enthält eine Erweiterung der 
bisherigen Regelung, indem auA die unter 
BuAstabe b genannten, aus Landesmitteln 
geleisteten Ausgaben als AusgleiAslasten be- 
rüAsiAt^t werden. Die Ausdehnung ist not- 
wendig, weil insbesondere SAleswig-Holstein 
no A mit Ausgaben dieser Art belastet ist, 
die ihrem Wesen und Umfang naA über den 
VerantwortungsbcrciA des Landes hinaus- 
gehen. Um das mit Hcimatvcrtricbcnen und 
Zugewanderten überlastete Land seiner Zeit 
zu befähigen, seine VerpfliAtungen aus der 
Arbeitslosenfürsorge zu erfüllen, hat der von 
der britisAen Militärregierung eingesetzte 
TreuhänderaussAuß für die Mittel der Ar- 
beitslosenversi Aerung, in der britisAen Zone 
in der Zeit vom 21. Juni 1948 bis 31. De- 
zember 1949 dem Land SAleswig-Holstein 
insgesamt 98,8 MÜL DM aus Mitteln der Ar- 
beitslosenversiAerung zur Verfügung gestellt. 
Das Land ist naA § 18 Abs. 6 Nr. 2 des 
Ersten Überlcitungsgesetzes in der Fassung 
vom 21. August 1951 (BGBl.^1 S. 779) ver- 
pfliAtet, diesen Betrag an die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
siAerung zurüAzuzahlen, auf die das seit 
dem 8. Mai 1945 aus Mitteln der Arbeits- 
losenversiAerung gebildete Vermögen über- 
gegangen ist (§ 41 Abs. 1 des Gesetzes über 
die ErriAtung einer Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung imd ArbeitsloscnversIAe- 
rung vom 10. März 1952 — BGBl. I 
S. 123 — ). ZwisAen dem Land SAleswig- 
Holstein und der Bundesanstalt sAweben 
Verhandlungen über einen Teilerlaß der 
SAuld und deren Tilgung; das Land SAles- 
wig-Holstein hat siA unter bestimmten Vor- 
aussetzungen bereit erklärt, in den ReA- 
nungsjahren 1953 imd 1954 Tilgungsraten 
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von etwa je 10 Mill. DM zu leisten. Soweit 
andere Länder in den Redinungsiahren 1953 
und 1954 entsprechende Verpflicntungen ge- 
genüber der Bundesanstalt erfüllen, gilt die 
Bestimmung auch zugunsten dieser Länder. 

Zu §10; 

Die Wertimg der Arbeitslosenziffer ist ent- 
sprechend dem Rückgang der Arbeitslosig- 
keit berichtigt worden. 

Zu §13; 

Der den Hansestädten aus der Unterhaltung 
der Seehäfen erwadisende Aufwand (Zuschuß- 
bedarf) soll entsprechend der zunehmenden 
Bedeutung dieser Häfen für den deutschen 
Außenhandel mit 75 v. H. (bisher 50 v. H.) 
als Ausgleichslast berücksichtigt werden. Da- 
bei ist von den Abrechnungsergebnissen des 
Vorjahres auszugehen. Solange diese nicht 
vorliegen, wird einstweilen für Bremen ein 
Zuschußbedarf von 19 Mill. DM, für Ham- 
burg ein solcher von 48 Mill. DM angesetzt. 


Zu $ 21: 

Die Steuereinnahmen der Länder, die Real- 
steuereinnahmen der Gemeinden und die 
Ausgleichslasten stellen Elemente der Aüs- 
gleimsregelung dar, deren Umfang noch 
nicJit ermittelt werden kann, weU die maß- 
gebenden Zeitabschnitte und Termine noch 
nicht abgelaufen sind. Infolgedessen stehen 
auch die Verbindlichkeiten der ausgleichs- 
pflichtigen Länder imd die Ansprüche der 
ausgleichsberechtigten Länder der Höhe nach 
noch nicht fest. Ds^ aber die Finanzausgleichs- 
leistungen während des Rechpimgsjahres lau- 
fend vollzogen werden müssen, werden die 
ausgleichspflichtigen Länder gesetzlich zu 
Vorauszahlungen verpflichtet. Die Errech- 
nung dieser Vorauszahlungen ergibt sich aus 
den Anlagen 1 bis 14; sie betragen 90 v. H. 
der aus Anlage 14 Spalte 14 ersichtlichen, 
vorläufig ermittelten Beträge imd Zuschüsse. 
Die nach § 7 Buchstabe b in Betracht kom- 
menden Ausgaben sind dabei als Ausgleichs- 
lasten nicht berücksichtigt worden, weil sich 
der Umfang dieser Lasten noch nicht beurtei- 
len läßt. 



Anlagen 

zur Begründung des Entwurfs eines Gesetzes über den Finanzaus- 

gleidi unter den Ländern in den Redinungsjaliren 1953 und 1954 

Anlage 1: Steuereinnahmen der Länder 1953 

Anlage 2; Grundsteuer- und Gewerbesteuerkraft der Gemeinden 
(Grundbeträge 1951) 

Anlage 3: Realsteuerkraft 1952 

geschätzt auf Grund der Realsteuerkraft 1951 

Anlage 4: Grundbeträge, Aufkommen und Steuerkraft der Grund- 
steuer der Grundstücke in den Ländern und Regierungs- 
bezirken, in denen eine Berichtigung der Einheitswerte 
vorzunehmen ist, in den Rechnungsjahren 1950, 1951 
und 1952 

Anlage 5: Berichtigung der Steuerkraft der Grundsteuer der 
Gnmdstücke des Rechnungsjahres 1952 zur Beseitigung 
der unterschiedlichen Einheitsbewertung. 

Ansätze der berichtigten Einnahmen der Grundsteuer 
der Grundstücke 

Anlage 6: Anteile der Länder an der vom Bund übernommenen 
/ Kriegsfolgenhilfe einschl. Umsiedlung und Auswan- 

derung 

Anlage 7: Grundsteuerausfall 1951 gegenüber 1942 (Kriegszer- 
störungslasten 1952) 

Anlage 8: Zahl der Heimatvertriebenen und Zugewanderten 
(Rechnungsanteile der mittelbaren Elüchtlingslasten) 

Anlage 9: Zahl der Arbeitslosen (Rechnungsanteile an den Lasten 
einer überdurchschnittlichen Arbeitslosigkeit) 

Anlage 10: Zinsen für Ausgleichsforderungen in 1000 DM 

(errechnet aus dem Stand der Ausgleichsforderungen am 
30. April 1951) 

Anlage 11: Hochschullasten der Länder 

Anlage 12: Zahl der Gemeinden, Einwohnerzahlen und veredelte 
Einwohnerzahlen der Länder (Stand: 31. Dezember 1951) 

« Anlage 13: Steuereinnahmen, Ausgleichlasten, Finanzkraftmeß- 
zahlen, Ausgleichsmeßzahlen 

Anlage 14: Berechnung der Zuschüsse der ausgleichsberechtigten 
Länder und der Beiträge der ausgleichspflichtigen Länder 
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Finanzausgleidisplan 1953 

Steuereinnahmen der Länder 1953 

(in 1000 DM) 


Gesdiätzte Jahresbeträge 

Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern 

Lindau 

Nicder- 

sadisen 

Baden- 

Württemberg 

Hessen 

Rhein- 

land-Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

Bundesgebiet 
(ohne Berlin) 

Aufkommen der Einkom- 
mensteuer und der KÖr- 
persdiaftsteuer .... 

3 646 900 

1 553 200 

11 000 

1 075 000 

1 622 500 

1 031 800 

474 200 

275 300 

602 800 

162 700 

10 455 400 

+ Zerlegung 

— 55 000 

+ 50 000 

— 5 000 

-i- 35 000 

f 15 000 

— 25 000 

+ 20 000 

+ 30 000 

— 55 000 

— 10 000 

± 150 000 

Aufkommen der Einkom- 
mensteuer und der Kör- 
perschaftsteuer einsdil. 
Zerlegung 

3 591 900 

1 603 200 

6 000 

1 110 000 

1 637 500 

1 006 800 

494 200 

305 300 

547 800 

152 700 

10 455 400 

davon ab: 40 v. H. Bun- 
desanteil an der Ein- 
kommensteuer und der 
Körperschaftsteuer . . 

1 436 800 

641 300 

2400 

444 000 

655 000 

402 700 

197 700 

122 100 

219100 

61 100 

4 182 200 

mithin verbleibt 60 v. H. 
Länderanteil 

2 155 100 

961 900 

3 600 

666 000 

982 500 

604 100 

296 500 

183 200 

328 700 

91 600 

6 273 200 

Kraftfahrzeugsteuer . . 

141000 

85 800 

600 

55 900 

73 500 

45 000 

29 900 

19 100 

21 700 

7 500 

480 000 

Sonstige Besitz- und Ver- 
kehrsteuern .... 

120 700 

62 400 

400 

45 000 

60 300 

42 500 

17 600 

12 900 

47 200 

8 600 

417 600 

Biersteuer 

93 800 

135 000 

1000 

18 500 

45 600 

18 700 

17 900 

2500 

9 900 

7 100 

350 OOO 

Verbleibende Steuerein- 
nahmen 

2 510 600 

1 245 100 

5 600 

785 400 

1 161 900 

710 300 

361 900 

217 700 

407 500 

114 800 

7 520 900 


Anlage 1 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleidi unter 
den Ländern in den Redi- 
nungsjahren 1953 und 1954 


') Ohne Vermögensteuer, Totalisatorstcuer und Feuerschutzsteuer 
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Anlage 2 


Grundsteuer- und Gewerbesteuerkraft der Gemeinden 


zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 


("Grundbeträge 1951) 
(Beträge in 1000 DM) 


den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 



Nord- 

rhein- 

Westfalcn 

Bayern 

Lindau 

Nieder- 

sachsen 

Baden- 

Württem- 

berg 

Hessen 

Rhein- 

land-Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

Bundesgebiet 
(ohne Berlin) 

1. Grundsteuer A 












Grundbeträge . . . 

31 116 

44 474 

323 

36 905 

35 982 

17 483 

16 953 

13 683 

649 

512 

198 080 

Steuerkraft (150 v. H.) . 

46 674 

66711 

485 

55 357 

53 973 

26 225 

25 429 

20 524 

974 

768 

297 120 

2. Grundsteuer B 












Gemeind, bis 2000 Einw. 
Grundbeträge .... 

4 786 

8 348 

164 

6 245 

8 453 

4 003 

4 141 

2 213 



38 353 

Steuerkraft (150 v. H.) . 
über 2000 — 5000 Einw. 

7 179 

12 522 

246 

9 367 

12 680 

6 005 

6 212 

3319 



57 530 

Grundbeträge .... 

8 252 

7 289 

57 

5 676 

9 578 

4 297 

3 806 

1601 



40 556 

Steuerkraft (160 v. H.) . 
üb. 5000—20 000 Einw. 

13 203 

11 662 

91 

9 082 

15 325 

6 875 

6 090 

2 562 



64 890 

Grundbeträge .... 

20 889 

12 976 

87 

9 069 

14 193 

6 903 

3 964 

4 592 



72 673 

Stcuerkraft (180 v. H.) . 
üb. 20 000-100 000 Einw. 

37 600 

23 357 

157 

16 324 

25 547 

12 425 

7 135 

8 266 



130 811 

Grundbeträge .... 

27 058 

11 378 

378 

8 227 

14 406 

6 290 

7 623 

3 034 



78 394 

Steuerkraft (220 v.H.) . 
über 100 000 Einw. . . 

59 528 

25 032 

832 

18 099 

31 693 

13 838 

16 770 

6 675 



172 467 

Grundbeträge .... 

56 889 

19 522 


11 315 

20 584 

11 993 

1 461 

5 118 

19 654 

7 505 

154 041 

Steuerkraft (240 v. H.) . 

136 534 

46 853 


27 156 

49 401 

28 783 

3 506 

12 283 

47 170 

18012 

369 698 

insgesamt 












Grundbeträge 

117 874 

59 513 

686 

40 532 

67 214 

33 486 

20 995 

16 558 

19 654 

7 505 

384 017 

Steuerkraft 

254 044 

119 426 

1 326 

80 028 

134 646 

67 926 

39 713 

33 105 

47 170 

18012 

795 396 

3. Gewerbesteuer vom 












Ertrag und Kapital 
Grundbeträge .... 

247 530 

103 494 

860 

75 574 

103 361 

63 026 

28 989 

17 762 

34 067 

12 499 

687 162 

Steuerkraft (265 v. H.) . 

655 954 

274 259 

2 279 

200 271 

273 907 

167 019 

76 821 

47 069 

90 278 

33 122 

1 820 979 

Summe der Steuerkraft- 












zahlen der Grundsteuer 
und der Gewerbesteuer . 

956 672 

460 396 

4 090 

335 656 

462 526 

261 170 

141 963 

100 698 

138 422 

51 902 

2 913 495 

in Mill. DM (für F. A. 












1953) 

956,7 

460,4 

4,1 

335,6 

462,5 

261,2 

142,0 

100,7 

138,4 

51,9 

2 913,5 


Quelle: Statistische Berichte, Arb. Nr. VII/3/11 vom 24. September 1952 
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Realsteuerkraft 1952 

geschätzt auf Grund der Realsteuerkraft 1951 
(Beträge 1951 in 1000 DMj 
(Beträge 1952 in Mill, DM) 



Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern 

Lindau 

Nieder- 

sachsen 

Baden- 

Württemberg 

Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

Bundesgebiet 
(ohne Berlin) 

Grundsteuer A 

Aufkommen 1951 . . 

35 984 

62 253 

489 

64 588 

57 559 

27 606 

30 868 

24 109 

495 

615 

304 566 

Grundsteuerkraft 1951 . 

46 674 

66 711 

485 

55 357 

53 973 

26 225 

25 429 

20 524 

974 

768 

297 120 

Aufkommen 1952 (ge- 

sdiätzt) 

37,4 

64,6 

0,5 

67,0 

59,7 

28,7 

32,0 

25,0 

0,5 

0,6 

316,0 

Grundsteuerkraft 1952 . 

48,4 

69,1 

0,5 

57,4 

55,9 

27,2 

26,4 

21,3 

1,0 

0,8 

308,0 

Grundsteuer B 

Aufkommen 1951 . . 

270 403 

120 584 

1 064 

95 027 

107 475 

70 509 

45 937 

39 316 

42 435 

15 009 

807 759 

Gfundsteuerkraft 1951 . 

254 044 

119 426 

1 326 

80 028 

134 646 

67 926 

39 713 

33 105 

47 170 

18012 

795 396 

Aufkommen 1952 (ge- 
schätzt) 

272,5 

121,5 

1,1 

95,8 

108,3 

71,1 

46,3 

39,6 

42,7 

15,1 

814,0 

Grundsteuerkraft 1952 . 

' 256,1 

120,4 

1,3 

80,7 

135,8 

68,5 

40,0 

33,4 

47,6 

18,2 

802,0 


Gewerbesteuer (Ertrag 
und Kapital) 

Aufkommen 1951 . . 638 469 

Gewerbesteuerkraft 1951 655 954 

Aufkommen 1952 (ge- 
schätzt) 673,5 

Gewerbesteuerkraft 1952 692,0 

Realsteueraufkommen 1952 


268 749 

2 220 

218 539 

302 207 

152 924 

274 259 

2 279 

200 271 

273 907 

167 019 

283,5 

2,3 

230,5 

318,8 

161,3 

289,3 

2,4 

211,3 

289,0 

176,2 


81 031 

50 456 

102 202 

29 998 

1 846 795 

76 821 

47 069 

90 278 

33 122 

1 820 979 

85,5 

53,2 

107,8 

31,6 

1 948,0 

81,0 

49,7 

95,2 

34,9 

1 921,0 


Anlage 3 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 


Grundsteuer A 673,5 64,6 0,5 67,0 59,7 28,7 32,0 25,0 0,5 0,6 316,0 

Grundsteuer B 37,4 121,5 1,1 95,8 108,3 71.1 46,3 39,6 42,7 15,1 814,0 

Gewerbesteuer (Ertrag und 

Kapital) 272,5 283,5 2^3 230,5 318,8 161,3 85^5 53^2 107,8 3^6 1 948,0 

Zusammen 983,4 469,6 3,9 393,3 486,8 261,1 163,8 117,8 151,0 47,3 3 078,0 

Realsteuerkraft 1952 

'Grundsteuer A 48,4 69,1 0,5 57,4 55,9 27,2 26,4 21,3 1,0 0,8 308,0 

Grundsteuer B 256,1 120,4 1,3 80,7 135,8 68,5 40,0 33,4 47,6 18,2 802,0 

Gewerbesteuer (Ertrag und 

Kapital) 692,0 289,3 2^4 211,3 289,0 176,2 8LO 49J 95^2 34^9 1 921,0 

Zusammen 996,5 478,8 4,2 349,4 480,7 271,9 147,4 104,4 143,8 53,9 3 031,0 


Quelle: Statistische Berichte Arb. Nr. VII/3/11 vom 24. September 1952 
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Grundbeträge, Aufkommen und Steuerkraft 
der Grundsteuer der Grundstücke in den Ländern und Regierungsbezirken, 
in denen eine Berichtigung der Einheitswerte vorzunehmen ist, 
in den Rechnungsjahren 1950, 1951 und 1952 

(in 1000 DM) 


Anlage 4 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 


Länder 

Regierungsbezirke 

1950 1) 

Grundbeträge 

19511) 

1952 ^) 

Aufkommen 

19501) 19511) 

1952 2) 

errechnete 

19501) 

Steuerkraft 

1951 1) 

1952*) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Baden-Württemberg . . , 

64 231 

67 214 

— 

102 164 

107 475 

108 300 

125 673 3) 

134 646 

135 800 

Hessen 

33 242 

33 486 

— 

69 519 

70 509 

71 000 

67 624 

67 926 

68 500 

(Reg.-Bez. Darmstadt) 

(10 013) 

(-)9 

(-) 




(18 458) 3) 

(18 540)*) 

(18 697) 

Rheinland-Pfalz .... 

21 342 

20 995 

— 

45 550 

45 937 

46 300 

38 547 

39 713 

40 000 

(Reg.-Bez. Mainz) . . . 

(3 813) 

(-)‘) 

{-) 




(6 979) 3) 

(7 190) *) 

(7 242) 


118815 

121 695 

— 

217 233 

223 921 

225 600 

231 844 

242 285 

244 300 


1) Istbeträge nach der Gemeindefinanzstatistik (Angaben des Statistischen Bundesamtes) 
Geschätzte Zahlen 

Nach Kürzung infolge ’W'egfalls der Steuerbefreiung des Neuhausbesitzes 
*) Eine Schätzung der Grundbeträge ist nicht möglich 
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Anlage 5 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 


Berichtigung der Steuerkraft der Grundsteuer der Grundstücke des 
Rechnungsjahres 1952 zur Beseitigung der unterschiedlichen Einheitsbewertung 



— Schätzung 





Beträge in Mill. DM 


Länder 


Kürzung 

Speuerkraft 

Regierungsbezirke 

Steuerkraft 

um 12,5 

nach Berich- 



V. H. 

tigung 

Baden-Württemberg . . . 

135 800 

16 975 

118 825 

Reg.-Bez. Darmstadt . . 

18 697 

2 337 

16 360 

Reg.-Bez. Mainz .... 

7 242 

905 

6 337 

zusammen . . . 

161 739 

20 217 

141 522 


Ansätze der berichtigten Einnahmen der Grundsteuer der Grundstücke 

— Sdiätzung — 


Länder 

Steuerkraft der Grund- 
steuer der Grundstücke 

Berichtigung zur Aus- 
gleichung der Einheitswerte 

Steuerkraft nadi durch- 
geführter Berichtigung 

1 

2 

3 

4 

Nordrhein-Westfalen . . 

256 100 


256 100 

Bayern 

120 400 


120 400 

Lindau 

1 300 


1300 

Niedersachsen 

80 700 


80 700 

Baden-Württemberg . . . 

135 800 

— 16 975 

118 825 

Flessen 

68 500 

— 2 337 

66 163 

Rheinland-Pfalz .... 

40 000 

-- 905 

39 095 

Schleswig-Holstein . . . 

33 400 


33 400 

Hamburg 

47 600 


47 600 

Bremen 

18 200 


18 200 


802 000 

— 20 217 

781 783 


15 
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Anteile der Länder an der vom Bund übernommenen Kriegsfolgenhilfe 
einschl. Umsiedlung und Auswanderung 

(in 1000 DM) 


Anlage 6 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 



Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern 

Lindau 

Nieder- 

sachsen 

Baden- 

Württem- 

berg 

Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

Bundesgebiet 
(ohne Berlin) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

1. Ansatz des Bundesanteils 
an den Aufwendungen 
der Kriegsfolgenhilfe 
1953 (Bundeshaushalt 
1953 EPL 40 Kap. 4003 
— 85 V. H. — ) . . . . 

130 347 

142 717 

525 

108 176 

71 543 

41 952 

19 556' 

48 905 

13711 

6 068 

583 500 

1 a Ziffer 1 in v. H. 

22,34 

24,46 

0,09 

18,54 

12,26 

7,19 

3,35 

8,38 

2,35 

1,04 

100,0 

2. Bundes- und Länderaus- 
gaben insgesamt (100 v. 

H. von Ziffer 1) . . . 

153 349 

167 902 

618 

127 266 

84 168 

49 355 

23 007 

57 535 

16 131 

7 139 

686 470 

3. Länderanteile (15 v. H. 
von Ziffer 2) 

23 002 

25 185 

93 

19 090 

12 625 

7 403 

3 451 

8 630 

2 420 

1 071 

102 970 

4. Ansatz des Bundesanteils 
an den Aufwendungen 
für Umsiedlung u. Aus- 
wanderung 1953 (Bun- 
deshaushalt 1953 EPL 40 
Kap. 4004 - 85 v. H. -) 

658 

5 757 

222 

2 210 

1 099 

2 605 

1 164 

8 522 

77 

1 786 

24100 

4 a Ziffer 4 in v. H. 

2,73 

23,89 

0,92 

9,17 

4,56 

10,81 

4,83 

35,36 

0,32 

7,41 

100,0 

5. Bundes- und Länderaus- 
gaben insgesamt (100 v. 

H. von Ziffer 4) . . . 

774 

6 773 

261 

2 600 

1 293 

3 065 

1 369 

10 026 

91 

2 101 

28 353 

6. Länderanteile (15 v. H. 
von Ziffer 5) 

116 

1016 

39 

390 

194 

460 

205 

1 504 

14 

315 

4 253 

7. Länderanteile insgesamt 
(Ziffer 3 und 6) — An- 
satz im Länderfinanz- 
ausgleichsplan 1953 — . 

23 118 

26 201 

132 

19 480 

12 819 

7 863 

3 656 

10 134 

2 434 

1 386 

107 223 
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Grundsteuerausfall 1951 gegenüber 1942 

(Kriegszerstörungslasten 1952) 

(Beträge in 1000 DM) 


Anlage 7 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 


Grundsteuer B 


t 

Grundsteuer A 


Ausfall an 
Grundbeträ- 
gen in Ge- 
meinden über 

10 000 Ein- 
wohner 

Berichtigung 
der unter- 
schiedlichen 
Einheitsbe- 
wertung 

Berichtigter 

Ausfall 

Ausfall 
an Grundbe- 
trägen 

davon 

75 v.H. 

Ausfall 
Grundsteuer B 
+ 75 v. H. 
Ausfall 
Grundsteuer A 
(Sp. 3 + 5) 

Rechnungs- 
anteile an 

300 Mill. DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 


Nordrhein-Westfalen 

32 660 


32 660 

694 

521 

33 181 

117 355 

Bayern 

8 344 


8 344 



8 344 

29 511 

Lindau 

— 


— 

— 


— 

— 

Niedersachsen 

7 207 


7 207 



7 207 

25 490 

Baden-Württemberg . . 

9 421 

— 1 178 

8 243 



8 243 

29 154 

Hessen 

6 537 

— 220 

6 317 



6 317 

22 342 

Rheifeland-Pfalz ... 

4 980 

— 160 

4 820 

595 

446 

5 266 

18 625 

Schleswig-Holstein . . . 

1685 


1 685 



1 685 

5 960 

Hamburg 

11 179 


11 179 



11 179 

39 538 

Bremen 

3 400 


3 400 



3 400 

12 025 

Bundesgebiet (ohne Berlin) 

85 413 

— 1558 

83 855 

1289 

967 

84 822 

300 000 

Einschi. Grundsteuerausfall in 

Gemeinden unter 

10 000 Einwohner 

in Nordrhein- Westfalen 

(994 000 DM) und 

Rheinland-Pfalz 

(761000 DM) 



-) Kürzung der ausfallenden Grundbeträge in Baden-Württemberg und in den althessischen Gebieten von Hessen und Rheinland-Pfalz um Vg (Ansatz mit 87,5 v. H.). Für Hessen und 
Rheinland-Pfalz ist die Kürzung vorläufig geschätzt. 

das 3,53682fache von Sp. 6. In Übersicht 13 ist in den Kriegs zerstörungslasten die Berichtigung der unterschiedlichen Einheitswerte noch nicht berücksichtigt. 



Finanzausgleichsplan 1953 Anlage 8 

Zahl der Heimatvertriebenen Begründung des Ent- 

. Wurfs eines Gesetzes über 

und Zugewanderten Finanzausgleich unter 

den Ländern in den Redi- 

(Redinungsanteile der mittelbaren Flüditlingslasten) nungsjahren 1953 und 1954 



Bevölkerung 

am 31. 12. 51 

in 1 000 

Helmatver- 
triebene am 

1. 4. 52 

in 1 000 

Zugewanderte 

am 1. 4. 52 

in 1 000 

Heimatvertriebene 
und Zugewanderte 
am 1. 4. 52 in v, H der 

in 1 000 Bevölkerung 

Mittelbare Flüchtlings- 
lasten ') 

in 1 000 DM in Mill. DM 

Nordrhein-Westfalen . . 

13 598,8 

1 555,1 

486,1 

2 041,2 

15,0 

61 672 

61,7 

Bayern 

9 119,2 

1 896,7 

242,4 

2 139,1 

23,5 

64 631 

64,6 

Lindau 

60,0 

9,0 

2,2 

11,2 

18,7 

339 

0,3 

Niedersachsen 

6 711,0 

1 783,1 

382,2 

2 165,3 

32,3 

65 421 

65,4 

Baden-Württemberg . . . 

6 587,3 

959,6 

178,6 

1 138,2 

17,3 

34 389 

34,4 

Hessen 

4 392,6 

753,4 

192,2 

945,6 

21,5 

28 569 

28,6 

Rheinland-Pfalz .... 

3 111,1 

221,1 

65,0 

286,1 

9,2 

8 645 

8,7 

Schleswig-Holstein . . . 

2 486,8 

766,6 

131,1 

897,7 

36,1 

27 123 

27,1 

Hamburg 

1 658,0 

140,4 

80,5 

220,9 

13,3 

§ 6 673 

6,7 

Bremen 

581,0 

58,6 

25,4 

84,0 

14,5 

2 538 

2,5 

Bundesgebiet (ohne Berlin) 

48 305,8 

8 143,6 

1 785,7 

9 929,3 

20,6 

300 000 

300,0 


30,21361 DM je Heimat vertriebenen und Zugewanderten 
Quelle: Statistische Berichte Arb. Nr. VIII/20/9 vom 3. September 1952 
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Anlage 9 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 


Zahl der Arbeitslosen 

(Redinungsanteile an den Lasten einer überdurchschnittlichen Arbeitslosigkeit) 



Bayern 

Nieder- 

sachsen 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

insgesamt 

Arbeitnehmer in 1000 * 

2 850,3 

2 138,7 

776,8 

699,6 

223,4 

6 688,8 

Arbeitslose in 1000^) 

330,9 

307,3 

159,7 

99,9 

27,2 

925,0 

Arbeitslose in v. H 

11,6 

14,4 

20,6 

14,3 

12,2 


Arbeitslose nach Belastungsstufen in v H. 
der Arbeitnehmer 

bis 8,3 V. H 

236,6 

177,5 

64,5 

58,1 

18,5 

555,2 

über 8,3 — 12,0 v. H 

94,3 

79,1 

28,7 

25,9 

8,3 

236,3 

Über 12,0 — 15,0 v. H 


50,7 

23,3 

15,9 

0,4 

90,3 

über 15,0 — 17,0 v.H 



15,5 



15,5 

Über 17,0 — 19,0 v.H 



15,5 



15,5 

Über 19,0 v. H 



12,2 



12,2 

Gewichtung der Belastungsstufen 







über 8,3 bis 12,0 Xl 

94,3 

79,1 

28,7 

25,9 

8,3 

236,3 

über 12,0—15,0X1,5 


76,1 

35,0 

23,8 

0,6 

135,5 

über 15,0 — 17,0 X 2 



31,0 



31,0 

über 17,0 — 19,0 X 3 



46,5 



46,5 

über 19,0 X 4 



48,8 



48,8 


94,3 

155,2 

190,0 

49,7 

8,9 

498,1 

Redinungsanteil von 40 Millionen DM 
Ausgleichslasten in 1000 DM 

7 573 

12 463 

15 258 

3 991 

715 


in Millionen DM 

7,6 

12,5 

15,2 

4,0 

0,7 



Zahl der Arbeitslosen im Mittel vom 30. September 1951 bis 30. September 1952 
2) Zahl der Arbeitslosen im Bundesdurdi schnitt: 8,3 v. H. der Arbeitnehmer 
Zahl der Arbeitslosen in den übrigen Ländern: 

Rheinland-Pfalz 44 800 = 5,2 v. H. 

Lindau 900 = 4,9 v. H. 

Nordrhein- Westf. 197 900 = 4,0 v. H. 

Baden Württembg. 68 900 = 3,1 v. H. 

Hessen 102 800 = 7,2 v. H. 


19 
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Anlage 10 


Zinsen für Ausgleichsforderungen in 

(errechnet aus dem Stand der Ausgleichs forderungen am 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 

1000 DM 

30. April 1951) 

Länder 

Versidier.- 

Unternehmd) 

Bauspar- 

kassen 


Übrige 

Zusammen 

1 

2 


3 

4 

Nordrhein-Westfalen 

. . 25 460 

264 


66 696 

92 420 

Bayern 

. . 17 533 

66 


52 756 

70 355 

Lindau 

. . — 

— 


381 

381 

Niedersadisen 

. . 11564 

173 


34 337 

46 074 

Baden- Württemberg 

. . 14 176 

1 306 


44 504 

59 986 

Hessen 

8 300 

165 


26 765 

35 230 

Rheinland-Pfalz 

4 570 

103 


14 934 

19 607 

Schleswig-Holstein 

4 383 

34 


11 407 

15 824 

Hamburg 

5 502 

29 


17 074 

22 605 

Bremen 

1 772 

50 


6 663 

8 485 

Bundesgebiet (ohne Berlin) . . . . 

. , 93 260 

2 190 


275 517 

370 967 

Gemäß Zinslastenausgleidi durch 

das Statistische Bundesamt 

am 3. November 

1952 — C 83 — 

geschätzt. 


20 
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Anlage 11 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 


Hochschullasten der Länder 


Länder 

Zahl der Studierenden im 

Wintersemester 1951/1952 

an den Universitäten u. 

landw. Hodischulen Techn. 

Hochschulen 

insgesamt davon 75 v.H. 

Gesamt- 

schlüsselzahl 

der angem. 

Studierenden 

Hochschul- 
lasten insges. 

in 1000 DM 

Mill. DM 

Nordrhein-Westfalen . . 

19 734 

14 800 

4 780 

19 580 

18 839 

18,8 

Bayern 

17 229 

12 922 

4 397 

17 319 

16 664 

16,7 

Lindau 

— 

— 


— 

— 

— 

Niedersachsen 

4 681 

3511 

5 580 

9 091 

8 747 

8,7 

Baden-Württemberg . . . 

13 185 

9 889 

8 205 

18 094 

17410 

17,4 

Hessen 

9 452 

7 089 

3 166 

10 255 

9 867 

9,9 

Rheinland-Pfalz .... 

4 183 

3 137 

— 

3 137 

3 018 

3,0 

Schleswig-Holstein . . . 

2614 

1 960 

— 

1 960 

1 886 

L9 

Hamburg 

4 945 

3 709 

— 

3 709 

3 569 

3,6 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bundesgebiet (ohne Berlin) 

76 023 

57 017 

26 128 

83 145 

80 000 

80,0 


Quelle; Statitsisdie Berichte Arb. Nr. VllI/4/11 vom 8. Juli 1952 
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Zahl der Gemeinden, Einwohnerzahlen und 
veredelte Einwohnerzahlen der Länder 

(Stand 31. Dezember 1951) 



Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern 

Lindau 

Nieder- 

sadisen 

Baden- 

Württemberg 

Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

Zusammen 

Zahl der Gemeinden 












bis 5 000 Einwohner 

2 020 

6919 

27 

4 114 

3 214 

2610 

2 841 

1 321 



23 066 

5 000 — 20 000 Einw. . . 

267 

144 

1 

134 

136 

82 

56 

57 



877 

20 000 — 100 000 Einw. . . 

74 

24 

1 

23 

27 

11 

14 

10 



184 

100 000 — 500 000 Einw. . . 

17 

4 


5 

4 

3 

1 

3 


2 

39 

500 000 — 1 000 000 Einw. , . 

4 

1 



1 

1 





7 

über 1 000 000 Einw 









1 


1 

Zusammen: . . . 

2 382 

7 092 

29 

4 276 

3 382 

2 707 

2 912 

1 391 

1 

2 

24 174 

Einwohnerzahl in 1000 












bis 5 000 Einwohner 

2 657,8 

5 240,5 

31,9 

3 500,6 

3 259,5 

2 217,4 

1 913,7 

1 050,8 



19 872,2 

5 000 — 20 000 Einw. . . 

2 495,0 

1 226,7 

7,0 

1 228,4 

1 141,6 

696,8 

426,6 

507,6 



7 729,7 

20 000— 100 000 Einw. . . 

2 822,6 

988,0 

21,1 

945,1 

965,5 

408,9 

639,3 

333,6 



7 124,1 

100 000 — 500 000 Einw. . . 

3 295,3 

793,9 


1 036,9 

698,9 

505,1 

131,5 

594,8 


581,0 

7 637,4 

500 000 — 1000 000 Einw. . . 

2 328,1 

870,1 



521,8 

564,4 





4 284,4 

Über 1 000 000 Einw 









1 658,0 


1 658,0 

Zusammen: . . . 

13 598,8 

9 119,2 

60,0 

6711,0 

6 587,3 

4 392,6 

3 111,1 

2 486,8 

1 658,0 

581,0 

48 305,8 

Einwohnerschichtung in 1000 












die ersten 5 000 Einwohner . 

4 467,8 

6 105,5 

41,9 

4 310,6 

4 099,5 

2 702,4 

2 268,7 

1 400,8 

5,0 

10,0 

25 412,2 

die weiteren 15 000 Einw. 

2 585,0 

941,7 

17,0 

978,4 

941,6 

511,8 

371,6 

417,6 

15,0 

30,0 

6 809,7 

die weiteren 80 000 Einw. 

3 022,6 

908,0 

1,1 

885,1 

825,5 

508,9 

439,3 

373,6 

80,0 

160,0 

7 204,1 

die weiteren 400 000 Einw. 

3 195,3 

793,9 


536,9 

698,9 

605,1 

31,5 

294,8 

400,0 

381,0 

6 937,4 

die weiteren 500 000 Einw. 

328,1 

370,1 



21,8 

64,4 



500,0 


1 284,4 

die weiteren Einwohner . . . 









658,0 


658,0 

Zusammen: . . . 

13 598,8 

9 119,2 

60,0 

6 711,0 

6 587,3 

4 392,6 

3 111,1 

2 486,8 

1 658,0 

581,0 

48 305,8 

Einwohnerwertung in 1000 












die ersten 5 000 : 1,00 

4 467,8 

6 105,5 

41,9 

4 310,6 

4 099,5 

2 702,4 

2 268,7 

1 400,8 

5,0 

10,0 

25412,2 

die weiteren 15 000 : 1,15 

2 972,7 

1 083,0 

19,6 

1 125,2 

1 082,8 

588,6 

427,3 

480,2 

17,3 

34,5 

7 831,2 

die weiterne 80 000 : 1,25 . 

3 778,2 

1 135,0 

1,4 

1 106,4 

1 031,9 

636,1 

549,1 

467,0 

100,0 

200,0 

9 005,1 

die weiteren 400 000 : 1,35 . 

4 313,7 

1 071,8 

— . 

724,8 

943,5 

816,9 

42,5 

398,0 

540,0 

514,3 

9 365,5 

die weiteren 500 000 : 1,50 . 

492,1 

555,2 

— 

— 

32,7 

96,6 

— 

— 

750,0 

— 

1 926.6 

die weiteren : 1,60 . 

— 








1 052,8 


1 052,8 

Zusammen: . . . 

16 024,5 

9 950,5 

62,9 

7 267,0 

7 190,4 

4 840,6 

3 287,6 

2 746,0 

2 465,1 

758,8 

54 593,4 

Umrechnung mit 88,48286 v, H. 












auf die Einwohnerzahl der 












Länder 

14 178,9 

8 804,5 

55,7 

6 430,0 

6 362,3 

4 283,1 

2 909,0 

2 429,7 

2 181,2 

671,4 

48 305,8 

V. H. der wirklichen Einwohner- 












zahl 

104,3 

96,5 

92,8 

95,8 

95,1 

97,5 

93,5 

97,7 

131,6 

115,6 

100,0 


Anlage 12 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 
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Steuereinnahmen, Ausgleidislasten, Finanzkraftmeßzahlen, Ausgleichsmeßzahlen 

(Beträge in 1000 DM) 


Anlage 13 

zur Begründung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über 
den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rech- 
nungsjahren 1953 und 1954 



Westfalen 

Nordrhein- 

Bayern 

Lindau 

Nieder- 

sachsen 

Baden- 

Württemberg 

Flessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Flolstein 

Fiamburg 

Bremen 

Zusammen 

1. Einwohnerzahl in 1 000 
(Stand: 31. Dezember 1951) 

13 598,8 

9^19,2 

60,0 

6711,0 

6 587,3 

4 392,6 

3 111,1 

2 486,8 

1 658,0 

581,0 

48 305,8 

2. Veredelte Einwohnerzahl in 

1 000 

14 178,9 

8 804,5 

55,7 

6 430,0 

6 362,3 

4 283,1 

2 909,0 

2 429,7 

2 181,2 

671,4 

48 305,8 

3. in V. H. der wirklichen Ein- 
wohnerzahl 

104,3 

96,5 

92,8 

95,8 

95,1 

97,5 

93,5 

97,7 

131,6 

115,6 

100,0 

4. Steuereinnahmen der Länder 

a) Aufkommen der Einkom- 
men- u. Körperschaftsteuer 

3 646 900 

1 553 200 

11 000 

1 075 000 

1 622 500 

1 031 800 

474 200 

275 300 

602 800 

162 700 

10 455 400 

b) + Zerlegung 

— 55 000 

+ 50 000 

— 5 000 

+ 35 000 

+ 15 000 

— 25 000 

+ 20 000 

+ 30 000 

— 55 000 

— 10 000 

± 150 000 

c) Aufkommen der Einkom- 
men- u. Körperschaftsteuer 
einschl. Zerlegung .... 

3 591 900 

1 603 200 

6 000 

1 110 000 

1 637 500 

1 006 800 

494 200 

305 300 

547 800 

152 700 

10 455 400 

d)60 V. Fi. Anteil der Länder 

2 155 100 

261 200 

3 600 

666 000 

982 500 

604 100 

296 500 

183 200 

328 700 

91 600 

6 273 200 

e) Kraftfahrzeugsteuer . . . 

141 000 

85 800 

600 

55 900 

73 500 

45 000 

29 900 

19 100 

21 700 

7 500 

480 000 

f) Sonstige Besitz- und Ver- 
kehrsteuern^) 

120 700 

62 400 

400 

45 000 

60 300 

42 500 

17 600 

12 900 

47 200 

8 600 

417 600 

g) Biersteuer 

93 800 

135 000 

1 000 

18 500 

45 600 

18 700 

17 900 

2500 

9900 

7 100 

350 000 

h) insgesamt 

2510600 

1 245 100 

5 600 

785 400 

1 161 900 

710 300 

361 900 

217 700 

40? 500 

114 800 

7 520 800 

5. Realsteuern der Gemeinden . 

995 256 

478 964 

4 255 

349 193 

481 180 

271 703 

147 689 

104 750 

144 005 

53 996 

3 031 000 

a) Berichtigung zur Anglei- 
chung der Einheitswerte . 






— 16 975 

— 2 337 

— 905 





— 20 217 

b) Realsteuern der Gemeinden 
insgesamt 

995 256 

478 964 

4 255 

349 193 

464 205 

269 366 

146 784 

104 759 

144 005 

53 996 

3 010 783 

6. Steuereinnahmen insgesamt 

3 505 856 

1 724 064 

9 855 

1 134 593 

1 626 105 

979 666 

508 684 

322 459 

551 505 

168 796 

10 531 583 


) ohne Feuerschutz-, Totalisator- und VermÖgensteuei 


Noch Anlage 13 



Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern 

Lindau 

Nieder- 

sachsen 

Baden- 

Württemberg 

Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

Zusammen 

7. Anteile der Länder an der 
Kriegsfolgenhilfe des Bundes 

23 118 

26 201 

132 

19 480 

12 819 

7 863 

3 656 

10 134 

2 434 

1 386 

107 223 

8. Kriegszerstörungslasten . . . 

115 111 

28 507 

— 

24 622 

■ 32 187 

22 333 

21 674 

5 757 

38 193 

11 616 

300 000 

9. Mittelbare Flüchtlingslasten . 

61 672 

64 631 

339 

65 421 

34 389 

28 569 

8 645 

27 123 

6 673 

2 538 

300 000 

10. Lasten der Arbeitslosigkeit . 

— 

7 573 

— 

12 463 

— 

— 

— 

15 258 

3 991 

715 

40 000 

11. Zinslasten der Ausgleichsfor- 
derungen 

92 420 

70 355 

381 

46 074 

59 986 

35 230 

19 607 

15 824 

22 605 

8 485 

370 967 

12. Hochschullasten 

18 839 

16 664 

_ 

8 747 

17410 

9 867 

3 018 

1 886 

3 569 

— 

80 000 

13. Hafenlasten 









36 OOO 

14 300 

50 300 

14. Ausgleichslasten insgesamt . . 

311 160 

213 931 

852 

176 807 

156 791 

103 862 

56 eoo 

75 982 

113 465 

39 040 

1 248 490 

15. Steuereinnahmen abzügl. Aus- 
gleichslasten (Finanzkraft- 
meßzahl) 

3 194 696 

1 510 133 

9 003 

957 786 

1 469 314 

875 804 

452 084 

246 477 

438 040 

129 756 

9 283 093 

16. Ausgleichsmeßzahl .... 

2 724 809 

1 691 991 

10 704 

1 235 675 

1 222 665 

823 098 

559 033 

466 924 

419 169 

129 025 

9 283 093 

17. Überschuß ( + ) oder Fehl- 
betrag (—) 

+ 469 887 

— 181 858 

~ 1 701 

— 277 889 

-7- 246 649 

+ 52 706 

— 106 949 

— 220 447 

4- 18 871 

4- 731 

± 788 844 

18. Beiträge ( — ) oder Zuschüsse 
( + ) 

— 120 266 

-f- 3 076 

+ 177 

+ 59 974 

— 64 811 

— 4 163 

+ 18012 

+ 108 001 




± 189 240 

19. Finanzkraftmeßzahl in v. H. 
der Ausgleichsmeßzahl 












a)vor dem Finanzausgleich . 

117,24 

89,25 

84,11 

77,51 

120,17 

106,40 

80,87 

52,79 

104,50 

100,57 

100,0 

b)nach dem Finanzausgleich . 

112,83 

89,43 

85,76 

82,36 

114,87 

105,90 

84,09 

75,92 

104,50 

100,57 

100,0 


*) 192,173 46 DM je veredelten Einwohner 
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Anlage 14 

Berediiiung der Zuschüsse der ausgleidisberechtigten Länder Begründung des Em- 

Wurfs eines Gesetzes über 

und der Beiträge der ausgleichspfliditigen Länder den Finanzausgleich unter 

den Ländern in den Rech- 

(Beträge in 1000 DM) nungsjahren 1953 und 1954 


Ausgleichsberechtigte 

Länder 

Finanz- 

kraft- 

meßzahl 

Ausgleichs- 

meßzahl 

Fehlbetrag 

90 bis 
100 v.H. 

davon Fehlbetrag von 
85 bis 70 bis 

90 v.H. 85 v.H. 

der Ausgleichsmeßzahl 

bis 

70 v.H. 

Zuweisungsanteile 

25 v.H. 50 v.H. 75 v.H. 

von Spalte 6 von Spalte 7 von Spalte 8 

Sonder- 

zuweisungs- 

anteil 

Zu- 

weisungs- 

anteile 

insgesamt 

Zuschuß 

97,18071 

V. H. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

Bayern 

1 510 133 

1 691 991 

181 858 

169 199 

12 659 

— 

— 

3 165 

— 

4- 

— 

3 165 

3 076 

Niedersachsen 

957 786 

1 235 675 

277 889 

123 568 

61 784 

92 537 

— 

15 446 

46 268 


— 

61 714 

59 974 

Rheinland-Pfalz .... 

452 084 

559 033 

106 949 

55 903 

27 952 

23 094 

— 

6 988 

11 547 

— 

— 

18 535 

18012 

Schleswig-Holstein . . . 

246 477 

466 924 

220 447 

46 692 

23 346 

70 039 

80 370 

5836 

35 020 

60 278 

10 000 

111 134 

108 001 

Lindau 

9 003 

10 704 

1 701 

1 070 

535 

96 

— 

134 

48 

— 

— 

182 

177 

Zusammen: . . . 

3 175 483 

3 964 327 

788 844 

396 432 

126 276 

185 766 

80 370 

31 569 

92 883 

60 278 

10 000 

194 730 

189 240 


cn 


Ausgleichspflichtige 

Länder 

Finanz- 

kraft- 

meßzahl 

Ausgleichs- 

meßzahl 

Überschuß 

davon Überschuß 
bis 105 über 105 

V. H. v. H. 

der Ausgleichsmeßzahl 

Auf- 

bringungs- 

anteile 

35 V. H. 
von Spalte 6 

Sonder- 

zuweisungs- 

anteil 

Auf- 

bringungs- 

anteile 

netto 

Beitrag 

von 

102,98831 

v. H. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Nordrhein- Westfalen . . 

3 194 696 

2 724 809 

469 887 

136 240 

333 647 

116 776 

. — 

116 776 

120 266 

Baden-Württemberg . . . 

1 469 314 

1 222 665 

246 649 

61 133 

185 516 

64 931 

— 2 000 

62 931 

64811 

Hessen 

875 804 

823 098 

52 706 

41 156 

11 550 

4 042 

— 

4 042 

4 163 

Hamburg 

438 040 

419 169 

18 871 

18 871 

— 

— 

— 

— 


Bremen 

129 756 

129 025 

731 

731 

— 

— 

— 

— 

— 

Zusammen: . . . 

6 107 610 

5 318 766 

788 844 

258 131 

530 713 

185 749 

— 2 000 

183 749 

189 240 


Anlage B 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Bonn, den 20. Februar 1953 

An den 

Herrn Bundeskanzler 

vMit Bezug auf das Schreiben vom 13. Februar 1953 — 6 — 52601 
— 318/53 — beehre idi mich mitzuteilen, daß der Bundesrat In 
seiner 101. Sitzung am 20. Februar 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über den Finanzausgleich 
unter den Ländern in den Rechnungsjahren 
1953 und 1954 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 106 
Absatz 4 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 

Dr, Reinhold Maier 
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BUNDESRAT 


Bonn, den 20. Februar 1953 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes über den Finanzausgleich unter den Ländern 
in den Rechnungsjahren 1953 und 1954 


l.Zu § 7 

§ 7 (Länderanteile an den Kriegsfolge- 
lasten) Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die von ihm im Ausgleichsjahr aus 
Landesmitteln geleisteten Ausgaben 
zur Erfüllung von Verpflichtungen, 
die nach § 18 Abs. 6 Nr. 2 des 
Ersten Überleitungsgesetzes dem 
Land zur Last fallen, soweit die 
Ausgaben 15 v. H. des Betrages 
nicht übersteigen, den das Land am 
1, April 1953 scliuldet.“ 

Begründung: 

Im Interesse der anderen Länder erscheint 
eine Begrenzung der anrechenbaren Til- 
gungsraten notwendig. 


2. Zu § 16 (Aufbringungsanteile) und zu § 18 
(Sonderzuweisungsanteil des Landes Schles- 
wig-Holstein). 

Die §§ 16 und 18 sind so zu ändern, daß 
die Ausgleichsmasse um 20 Mio DM erhöht 
wird. Dieser Betrag soll Schleswig-Holstein 
zufließen. Das ist durdi Änderung des 
Hundertsatzes der Aufbringungsanteile 
und Erhöhung des Sonderzuwcisungs- 
anteils für das Land Schleswig-Holstein zu 
bewirken. 

Begründung: 

Eine Verstärkung des horizontalen Finanz- 
ausgleichs zugunsten des Landes Schleswig- 
Holstein erscheint mit Rücksicht auf die 
Auswirkung der Steuerreform und der 
Finanzschwäche dieses Landes notwendig. 
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Anlage C 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes über den 
Finanzausgleich unter den Ländern in den Rechnungsjahren 1953 und 1954 


Der Bundesrat hat in seiner 101. Sitzung am 
20. Februar 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf eines Gesetzes über den Finanzausgleich 
unter den Ländern in den Rechnungsjahren 
1953 und 1954 die folgenden Änderungen 
vorzuschlagen: 

a) § 7 (Länderanteile an den Kriegsfolge- 
lasten) Nr. 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. die von Ihni im Ausgleichsjahr aus 
Landesmitteln geleisteten Ausgaben 
zur Erfüllung von Verpflichtungen, 
die nach § 18 Abs. 6 Nr. 2 des 
Ersten Überleitungsgesetzes dem 
Land zur Last fallen, soweit die 
Ausgaben 15v.Ff. des Betrages nicht 
überschreiten, den das Land am 
1. April 1953 schuldet.“ 

b) Der § 16 (Aufbringungsanteile) und der 
§ 18 (Sonderzuweisungsanteil des Landes 
Schleswig-Ffolstein) sind so zu ändern, 
daß die Ausgleichsmasse um 20 Millionen 
DM erhöht wird. Dieser Betrag soll Schles- 
wig-Ffolstein zufließen. Das ist durch Än- 
derung des Ffundertsatzes der Aufbrin- 
gungsanteile und Erhöhung des Sonder- 
zuweisungsanteils für das Land Schleswig- 
Flolstein zu bewirken. 

Dem unter a) aufgeführten Änderungsvor- 
sdilag stimmt die Bundesregierung zu. 

Zu b) sieht die Bundesregierung davon ab, 
Bedenken gegen die Änderung zu erheben, 
weil sie die Bemessung der Beiträge und Zu- 
schüsse als eine Angelegenheit betrachtet, die 
die Länder in erster Linie unter sich zu regeln 
haben. 
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